
BESCHLUSSBLATT 
 
 
 
 
 
DS-Nr. 717/16-21 
 
Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG); Abschluss einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zur Übernahme der Aufgaben durch den Kreis Groß-Gerau 
 
Beschluss des Haupt- und Finanzausschusses 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung einstimmig dem 
Beschlussvorschlag wie folgt zuzustimmen: 
 
Der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Übernahme von Aufgaben nach dem 
Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) mit dem Kreis Groß-Gerau, vertreten durch den Landrat 
als Kreisordnungsbehörde, gemäß Anlage wird zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
Rüsselsheim, den 16.06.2020 




